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soljte von der Möglichkeit, die Sache gemäß § 40 
Abs. 2 KKO der zuständigen Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei zur weiteren Bearbeitung 
(Untersuchung) zu übermitteln, Gebrauch ge­
macht werden.

4.3.4. Kann die Konfliktkommission wegen unge­
bührlichen Verhaltens des beschuldigten Bür­
gers den Sachverhalt nicht klären und keine ab­
schließende Entscheidung treffen, ist die Sache 
gemäß § 40 Abs. 2 KKO der Deutschen Volks­
polizei zu übermitteln.

4 3.5. Ergibt sich in der Beratung der begründete 
Verdacht, daß der beschuldigte Bürger zur Zeit 
der Tat zurechnungsunfähig war (§ 15 StGB) 
oder daß die persönlichen Voraussetzungen für 
die Verantwortlichkeit des Jugendlichen gemäß 
§ 66 StGB (Schuldfähigkeit) nicht Vorlagen, ist 
die Sache gemäß § 40 Abs. 2 KKO der Deutschen 
Volkspolizei zu übergeben, falls der Antrag nicht 
zurückgenomtnen wird.

4.4. Zur Auswahl und Festlegung von Erziehungs­
maßnahmen bei Verfehlungen (§ 43 Absätze 1 
und 2 in Verbindung mit §§ 34, 35 KKO)

4.1.1. Für die Auswahl und die Festlegung von Erzie­
hungsmaßnahmen bei Verfehlungen gelten die 
Ausführungen unter Ziffern 3.6. bis 3.8. entspre­
chend.

4.4.2. öffentliche Rücknahme der Beleidigung oder Ver­
leumdung
Die im § 43 Abs. 1 KKO nur für Beleidigungen 
und Verleumdungen vorgesehene Erziehungsmaß­
nahme der öffentlichen Rücknahme ist auf die 
Fälle zu beschränken, in denen die Tat den Cha­
rakter einer öffentlichen Beleidigung oder Ver­
leumdung hatte und deshalb die Entschuldigung 
gegenüber dem Beleidigten bzw. Verleumdeten 
nicht ausreichend ist. Die öffentliche Rücknahme 
vor dem Personenkreis, der von der Tat Kennt­
nis erlangte, geschieht in der Regel durch münd­
liche Rücknahme vor dem Kollektiv, ausnahms­
weise durch Aushang der Rücknahmeerklärung 
in einem bestimmten Bereich (z. B. Mitteilungs­
tafel des Betriebes, der Hausgemeinschaft, der 
Gemeinde).
Verpflichtet sich der Beschuldigte, die Beleidi­
gung bzw. Verleumdung öffentlich zurückzuneh­
men oder wird ihm eine solche Pflicht auferlegt, 
hat die Konfliktkommission in ihrem Beschluß 
den Text, den Ort, den Termin und beim öffent­
lichen Aushang dessen Zeitdauer — nicht län­
ger als eine Woche — festzulegen. Die Verpflich­
tung des Bürgers zur öffentlichen Rücknahme 
wird nach Ablauf der Einspruchsfrist wirksam. 
Falls die Konfliktkommission wegen Nichterfül­
lung einer solchen Verpflichtung in einer erneu­
ten Beratung gemäß §60 Abs. 3 KKO beschließt, 
daß die öffentliche Zurücknahme einer Beleidi­
gung oder Verleumdung durch eine Veröffent­
lichung ihrer Entscheidung ersetzt wird, so kann 
diese Veröffentlichung nach den obigen Grund­
sätzen durch Bekanntgabe in einer Brigade- oder 
Hausversammlung oder durch Aushang an der 
Mitteilungstafel des Betriebes, der Hausgemein­
schaft oder der Gemeinde erfolgen. Eine Ver­
öffentlichung in Presseerzeugnissen ist unstatt­
haft.

4.5. Zum Nichterscheinen der Beteiligten und zur Ver­
tretung

4.5.1. Erklärt der wegen einer Verfehlung beschul­
digte Bürger als Antwort auf eine Einladung zur 
Beratung der Konfliktkommission, daß er es ab- 
lehne, vor der Konfliktkommission zu erschei­
nen, ist dennoch nach § 16 Abs. 1 KKO eine Ein­
ladung zu einer zweiten Beratung erforderlich, 
wobei er auf die Folgen erneuten Ausbleibens 
(Entscheidung in Abwesenheit oder Übergabe der 
Sache an die Deutsche Volkspolizei zur weiteren 
Bearbeitung gemäß §42 Abs. 3 KKO) hinzuwei­
sen ist. Die Hilfe gesellschaftlicher Kräfte ist zu 
nutzen (§ 16 Abs. 1 KKO). Verläßt der beschul­
digte Bürger ungerechtfertigt die Beratung, so 
gilt § 42 Abs. 3 KKO entsprechend.

4.5.2. Verläßt in einer Beratung wegen Beleidigung, 
Verleumdung oder Hausfriedensbruchs der An­
tragsteller die Beratung und macht er damit eine 
Klärung und Entscheidung durch die Konflikt­
kommission unmöglich, ist dies in entsprechender 
Anwendung von § 45 Abs. 2 KKO als Rücknahme 
des Antrages zu werden.
Wenn sich der Antragsteller so ungebührlich ver­
hält, daß er eine Aufklärung des Sachverhaltes 
und abschließende Entscheidung selbst verhin­
dert, gilt dasselbe.

4.6. Zur Entscheidung über die Auslagen bei Bera­
tungen über Beleidigung, Verleumdung oder 
Hausfriedensbruch (§ 20 KKO)

4.6.1. Wird im Ergebnis der Beratung wegen Beleidi­
gung, Verleumdung oder Hausfriedensbruchs 
festgestellt, daß eine Verfehlung des beschuldig­
ten Bürgers nicht vorliegt bzw. wegen Frist­
ablaufs nicht mehr verfolgt werden kann, oder 
wird der Antrag zurückgenommen oder gilt er 
als zurückgenommen, so können die Auslagen 
des Beschuldigten ganz oder teilweise dem An­
tragsteller auferlegt werden.

4.6.2. Bei wechselseitigen Beleidigungen, in denen nach 
§ 44 KKO verfahren wurde, kann die Konflikt­
kommission eine angemessene Verteilung der 
Auslagen vornehmen.

4.6.3. Machte sich in den vorstehenden Fällen im Inter­
esse der Sachaufklärung eine Einladung anderer 
Bürger erforderlich, können auch deren Auslagen 
nach den unter Ziffern 4.6.1. und 4.6.2. genannten 
Gesichtspunkten je nach Ausgang der Sache den 
Beteiligten auferlegt werden. Die Konfliktkom­
mission soll jedoch von vornherein keine Bürger 
einladen, bei denen z. B. infolge langen Anfahrts­
weges unverhältnismäßig hohe Auslagen entste­
hen (vgl. Ziff. 4.3.3.).

5. Zur Beratung wegen einfacher zivilrechtlicher 
und anderer Rcchtsstreitigkciten

5.1. Zur Antragstellung
5.1.1. Einzelhandwerker und Einzelhändler sind auch 

bei Streitigkeiten, in denen es sich um Ansprüche 
im Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb 
handelt, Antragsberechtigte im Sinne von § 55 
Abs. 2 KKO.
Betriebe, Organisationen und Einrichtungen sind 
gemäß § 55 Abs. 2 KKO nur zur Stellung von


